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Drucksache IV/ 1150 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. März 1963 

6 — 68070 — 5386/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 (Satz 2) des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission für eine 


Verordnung des Rates der EWG über zusätzliche Bestim- 
mungen für die Berechnung der Ahschöpfungsbeträge der 
der in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c) der Verordnung Nr. 20 
des Rates genannten Erzeugnisse. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 6. März 1963 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zum genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Rat wird sich auf seiner Tagung am 1./2. April 1963 mit 
dem genannten Vorschlag befassen. Ob der Kommissionsvor- 
schlag in dieser Sitzung bereits endgültig verabschiedet wird, 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Universitäts-ßuchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über zusätzliche Bestimmungen für die Berechnung der Ab- 
schöpfungsbeträge der in Artikel 1 j^bsatz (1) Buchstabe c) der 
Verordnung Nr. 20 des Rates genannten Erzeugnisse 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 4 Absatz (2) und Artikel 5 Ab- 
satz (3), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 4 Absatz (2) und Artikel 5 Ab- 
satz (3) der Verordnung Nr. 20 des Rates vorgese- 
henen Kriterien für die Festsetzung der Abschöp- 
fungsbeträge der in Artikel 1 Absatz (1) Buch- 
stabe c) der gleichen Verordnung genannten Er- 
zeugnisse beziehen sich lediglich auf die bei ihrer 
Herstellung verwendeten Rohstoffe; sie gestatten 
daher lediglich den Ausgleich unterschiedlicher 
Wettbewerbsbedingungen beim Bezug dieser Roh- 
stoffe. 

Bei der Herstellung der in Artikel 1 Absatz (1) 
Buchstabe c) der Verordnung Nr, 20 des Rates ge- 
nannten Erzeugnisse spielen jedoch neben den Ko- 
sten für die verwendeten Rohstoffe die eigentlichen 
Verarbeitungskosten eine wichtige Rolle; es ist da- 
her erforderlich, zusätzliche Bestimmungen zu tref- 
fen, um auch diejenigen Unterschiede auszugleichen, 
die sich aus unterschiedlichen Verarbeitungskosten 
ergeben, und die bisher durch Zölle und Kontin- 
gente ausgeglichen wurden. 

Zu diesem Zweck empfiehlt es sich, in die inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge einen Teil- 
betrag aufzunehmen, der sich aus der Anwendung 
des am 30. Juni 1962 von den Mitgliedstaaten un- 
tereinander angewandten Zollsatzes auf die Ver- 
arbeitungskosten ergibt; dieser Teilbetrag ist bis 
zum Ende der Übergangszeit schrittweise zu ver- 
ringern. 

Es empfiehlt sich, den gleichen Teilbetrag auch 
für die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten Län- 
dern vorzusehen. 

Um die zwischen den Mitgliedstaaten und dritten 
Ländern bestehenden Unterschiede in der Verar- 
beitungskosten -auszugleichen, ist es ferner ange- 
bracht, in diese Abschöpfungsbeträge einen zusätz- 
lichen Teilbetrag aufzunehmen, der — parallel zur 


Verringerung des zuvor genannten Teilbetrags 
schrittweise von 2 v, H. auf 7 v. H. der Verarbei- 
tungskosten erhöht wird. 

Nach der Verordnung Nr des Rates dürfen 

die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten Län- 
dern für Erzeugnisse, deren Zollsätze im Rahmen 
des GATT konsolidiert worden sind, keine höhere 
Auswirkung haben als diejenigen Zollsätze, die sich 
bei der Angleichung der nationalen Zollsätze — 
gemäß Artikel 23 des Vertrages — an diese kon- 
solidierten Zollsätze ergeben würden. 

Würde dieser Umstand bei der Festsetzung der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge nicht 
berücksichtigt, so würde der Grundsatz der Gemein- 
schaftspräferenz verletzt. Es ist daher erforderlich, 
für die Berechnung der innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungsbeträge der obengenannten Erzeugnisse 
zusätzliche Bestimmungen zu treffen, um das Prin- 
zip der Gemeinschaftspräferenz in jedem Falle zu 
wahren. 

Zu diesem Zweck empfiehlt es sich, das Verhält- 
nis aufrechtzuerhalten, das zwischen innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträgen und Abschöp- 
fungsbeträgen gegenüber dritten Ländern bestehen 
würde, wenn die Konsolidierung nicht erfolgt 
wäre — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbe- 
träge für die in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe c) 
der Verordnung Nr. 20 des Rates genannten Er- 
zeugnisse setzen sich wie folgt zusammen: 

— aus einem Teilbetrag, der nach Artikel 4 Ab- 
satz (2) Buchstabe a) und b) der gleichen Ver- 
ordnung berechnet wird, 

— aus einem Teilbetrag, der sich aus der Anwen- 
dung des von jedem Mitgliedstaat am 30. Juni 
1962 den anderen Mitgliedstaaten gegenüber 
angewandten Zollsatzes auf die durchschnitt- 
lichen Verarbeitungskosten ergibt. Die durch- 
schnittlichen Verarbeitungskosten entsprechen 
dem durchschnittlichen Wert des Erzeugnisses 
abzüglich des durchschnittlichen Wertes der ver- 
wendeten Rohstoffe. Dieser Teilbetrag wird vom 
1. Juli 1963 an jährlich um zwei Fünfzehntel ver- 
ringert. 
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Artikel 2 

Die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten Län- 
dern für die in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe c) der 
Verordnung Nr. 20 des Rates genannten Erzeugnisse 
setzen sich wie folgt zusammen: 

— aus einem Teilbetrag, der nach Artikel 5 Ab- 
satz (3) Buchstabe a) und b) der gleichen Ver- 
ordnung berechnet wird; 

— aus einem Teilbetrag, der dem in Artikel 1 ge- 
nannten zweiten Teilbetrag entspricht; 

— aus einem Teilbetrag, der 2 v. H. der durch- 
schnittlichen Verarbeitungskosten im Sinne von 
Artikel 1 entspricht. Dieser Vomhundertsatz 
wird vom 1. Juli 1963 an jährlich auf 3, 4, 5V2, 
6, 6V2 und 7 V. H. erhöht. 

Artikel 3 

Die innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge 
für diejenigen der in Artikel 1 Absatz (1) Buch- 
stabe c) der Verordnung Nr. 20 des Rates genannten 
Erzeugnisse, deren Zollsätze im Rahmen des GATT 
konsolidiert sind, dürfen jeweils keine höhere Aus- 


wirkung haben als diejenige des Vomhundert- 
satzes, der sich ergibt aus der Multiplikation 

— des Zollsatzes, der aus der Angleichung des 
nationalen Zollsatzes — gemäß Artikel 23 des 
Vertrages — an den im Rahmen des GATT für 
das betreffende Erzeugnis konsolidierten Zoll- 
satz folgen würde; 

— mit dem Vomhundertsatz, der das Verhältnis 
in den einzelnen Mitgliedstaaten zwischen dem 
ohne Berücksichtigung der Konsolidierung be- 
rechneten innergemeinschaftlichen Abschöpfungs- 
betrag und dem auf dieselbe Weise berechneten 
Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern 
für das betreffende Erzeugnis ausdrückt. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, den . , . 1963 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



